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Drucksache 585 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 47. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 29. Oktober 1958 


1. Abgeordneter 

Ritzel 


2. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


3. Abgeordneter 

Wittrock 


4. Abgeordneter 

Ritzel 


5. Abgeordneter 

Dröscher 


Welche Maßnahmen plant das Bundesverkehrs- 
ministerium in bezug auf eine internationale 
Regelung der Blinkzeichen für Kraftfahrzeuge? 

Warum wird die den amerikanischen Reisen- 
den (für 525 DM) gewährte verbilligte, zwei 
Monate gültige Netzkarte für die europäischen 
Eisenbahnen nicht auch an europäische Reisende 

verkauft? 


Ist der Herr Bundespostminister bereit, zur Er- 
leichterung des Fernsprechverkehrs zwischen 
den Nachbarstädten Mainz und Wiesbaden die 
Fernsprechanschlüsse beider Städte in die Te- 
lefonbücher der Oberpostdirektionen Frank- 
furt und Koblenz aufnehmen zu lassen? 

Ist. der Herr Bundespostminister bereit, Maß- 
nahmen zu treffen, daß der Fernsprechverkehr 
zwischen den Nachbarstädten Mainz und 
Wiesbaden gebührenrechtlich als Ortsverkehr 
behandelt wird? 

Ist dem Herrn Bundespostminister bekannt, 
daß die in der Stadt Offenbach (Main) seit 
1. Oktober 1958 eingeführte einmalige Post- 
zustellung pro Tag von den Kreisen der Wirt- 
schaft als sehr nachteilig empfunden wird, 

daß die Zustellung unter erheblichen Ver- 
zögerungen leidet, 

daß die Briefträger bezahlte Überstunden in 
großem Umfang leisten müssen und daß diese 
über Gebühr belasteten Postbeamten laut 
Presseberichten vielfach noch nicht einmal in 
der Lage sind, ihr Mittagessen zu geregelter 
Zeit einzunehmen? 

Wird die Post des Herrn Georg Schneider, Idar- 
Oberstein, Veitsrodt 91, überwacht oder ist sie 
im Laufe des Jahres 1958 überwacht worden? 

Falls dies, wie der Betroffene behauptet, wirk- 
lich geschehen ist, frage ich: Warum wurde 
diese Überwachung angeordnet, auf Grund 
welcher gesetzlicher Bestimmungen wurde sie 
angeordnet, wer hat sie angeordnet? 
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Abgeordneter 

Schmitt 

(Vockenhausen) 


IsL dem Herrn Bundespostminister bekannt, 
daß in anderen Ländern eine Abrechnung von 
Ferngesprächen im Selbstwählverkehr durch- 
geführt wird? 

Ist der Herr Bundespos-minister bereit, ent- 
sprechende Maßnahmen einzuleiten, damit 
auch der deutsche Fernsprechteilnehmer bei 
den Fernsprech ab rechnungen Klarheit darüber 
erlangen kann, für welche Ferngespräche die 
Post ihm Gebühren berechnet? 


Abgeordneter 

Jacobi 


Abgeordneter 

Dr. Arndt 


Kann darüber Auskunft gegeben werden, wie- 
viel sogenannte KZ-Prozesse seit 1945 in der 
Bundesrepublik stattgeiunden haben 

a) vor allii erteil 

b) vor deutschen Gerichten 

und wieviel Verfahren zur Zeit noch laufen? 

Bestellt eine übersieht darüber, in welchem 
Umfang alliierte Gerichte lediglich Delikte ab- 
geurteilt haben, die an Angehörigen alliierter 
Nationen begangen worden sind, bei derarti- 
gen Prozessen also Verbrechenshandlungen 
an deutschen Häftlingen ohne Ahndung ge- 
blieben sind? 

Ist die Bundesregierung bereit und in der 
Lage, dafür Sorge zu tragen, daß eine umfas- 
sende Sammlung des Materials über die na- 
tionalsozialistischen Konzentrationslager er- 
folgt, um auf diese We.se sicherzustellen, daß 
auch dieses Kapitel der jüngeren Geschichte 
dem allgemeinen Bewußtsein zugänglich wird? 


Wie ist die gegenwärtige Geschäftslage des 
Bundesverfassungsgerichts? Ermöglicht sie die 
gesetzlich vorgesehene Verringerung der Rich- 
ter zahl im Jahre 195b. ? 

Ist damit zu rechnen, daß die Bundesregierung 
ein Abänderungsgesetz zur? Gesetz über das 
Bundesverfassungsgericht vorlegen wird, um 
rechtzeitig die Folgerungen aus der Geschäfts- 
lage des Gerichts zu ziehen? 


'• Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Bun- 

Jahn (Marburg) des verband der Deutschen Luftfahrtindustrie 

eV in Rundschreiben an die Flugzeugherstel- 
ler dazu auffordert, Firmen der Luftfahrtzulie- 
ferer-Industrie, die nicht seinem Verband an- 
gehören, nur und erst dann in Anspruch zu 
nehmen, wenn eine Bedarfsdeckung bei den 
verbandsangehörigen Firmen nicht möglich 
ist? 

Hält die Bundesregierung dieses Vorgehen für 
vereinbar mit den Bestimmungen des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen? 

Hält sie es für vereinbar mit der von ihr 
wiederholt vertretenen Auffassung, daß die 
mittelständische Industrie, um die es sich in 
erster Linie handelt, gefördert werden müsse? 
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10. Abgeordneter Entspricht die Meldung der „Deutschen Bau- 
Bading ernzeitung" vom 9. Oktober 1958 den Tat- 

sachen, daß britische Panzer während der 
NATO-Manöver in Nordhessen „in den Krei- 
sen Hofgeismar und Wolfhagen mit einer nicht 
zu überbietenden Rücksichtslosigkeit vorgin- 
gen und oft mutwillig große Ernteschäden ver- 
ursachten", daß insbesondere 

a) bei Hombessen ein Panzer die in einer 
Reihe auf dem Felde aufgestellten, voll ge- 

• füllten Kartoffelsäcke ansteuerte und dann 
zermalmte, 

b) bei Udenhausen ein Panzer mehrmals durch 
ein erntereifes Rübenfeld des Landwirts 
Heinrich Sommer fuhr, 

c) ein Panzer eine auf dem Felde stehende 
Mähmaschine überfuhr und völlig zer- 
störte, 

d) ein Panzer eine Miete mit 25Ö Zentner 
Stroh in Brand schoß, 

e) durch Panzer die Musteranlagcn für Aus- 
siedlungsprojekte in Trendelburg schwel 
beschädigt wurden, 

f) in Grebenstein, an der Straße Udenhausen 
— Beberbeck sowie in den Gemeinden 
Eberschütz, Hümme, Sielen und Trendel- 
burg die Straßen aufgerissen, Bürgersteige 
und Haustreppen durch Panzer demoliert 
wurden? 

Wird bei Schäden, die im Verlauf von NATO- 
Manövern entstehen, untersucht, ob die Sach- 
beschädigungen mutwillig verursacht sind, 
und ist die Bundesregierung bereit, in solchen 
Fällen sich dafür einzusetzen, daß die Täter 
zur Verantwortung gezogen werden? 


Ist dem Herrn Bundesaußenminister bekannt, 
daß sowohl in Amerika wie in Kanada trotz 
aller bisherigen Vorstellungen weiterhin lau- 
fend Hetzfilme über Deutschland, die Deut- 
schen und die ehemalige deutsche Wehrmacht 
durch die Fernsehstationen verbreitet werden? 

Will die Bundesregierung nicht nachdrück- 
licher als bisher gegen diese Vergiftung der 
deutsch-amerikanischen bzw. deutsch-kanadi- 
schen Beziehungen Vorgehen? 


12. Abgeordneter Was kann die Bundesregierung unternehmen, 
Schneider um den noch immer andauernden Massenmord 

(Bremerhaven) an den Singvögeln, der trotz der Interventio- 
nen des Welttierschutzverbandes südlich der 
Alpen fortgesetzt wird, zu unterbinden? 


11. Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 
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3. Abgeordneter Ich trage- den Herrn Bundesaußenminister: 

Wehr 

Woran liegt es, daß Sie, Herr Minister, in der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 
17. Oktober 1358 auf die Frage 31 bezüglich 
der Repatriierung der Frau Elfriede Konowski 
eine unzutreffende Auskunft gaben, indem Sie 
erklärten, die Familie Konowski sei polnischer 
Staatsangehörigkeit und sie seien Juden? 

Wie erklären Sie es sich, daß Ihnen die aus 
meinem Briefwechsel mit Ihnen und dem Aus- 
wärtigen Amt hervorgehenden Tatsachen nicht 
zugänglich gemacht wurden, so daß Sie daraus 
ersehen konnten, daß es sich bei der Elfriede 
Konowski einwandfrei um eine deutsche 
Staatsangehörige handelt, die bereits von der 
Deutschen Botschaft in Moskau einen deut- 
schen Reisepaß erhalten hatte? 

Wie erklären Sie es, daß sich die Einleitung 
des Ratifizierungsverfahrens hinsichtlich des 
Vertrags Werkes vom 25. April 1958 (Abkom- 
men über allgemeine Fragen des Handels 
und der Seeschiffahrt zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der UdSSR) solange 
verzögert hat, obwohl die Ratifizierung dieses 
Vertragswerkes für die Repatriierung der noch 
in der UdSSR befindlichen Deutschen not- 
wendig is! ? 


. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in zu- 
Wehr nehmendem Maße aus der UdSSR heimge- 

kehrte Personen, die jahrelang als Zivilver- 
schleppte in der UdSSR Zwangsarbeit unter 
schwersten Bedingungen leisten mußten, in 
der Bundesrepublik keine ausreichende gesetz- 
liche? Versorgung erhalten können, wenn sie 
als schwerkranke und invalide Menschen 
heimgekehrt sind? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, es bei den 
Bescheiden bewenden zu lassen, die die Fest- 
stellungsbehörden treffen, die sich auf die 
Urteile des Bundesverwaltungsgerichtes vom 
5. März 1958 - BVerwG VC 584.56, BVerwG 
VC 545. 56 - und vom 23. April 1958 - BVC 
471.56 - stützen und eine Verschleppung zur 
Zwangsarbeit nach Rußland als „nicht im ur- 
sächl ichen Zusammenhänge mit Ereignissen, die 
mit der Kriegsführung im zweiten Weltkrieg 
Zusammenhängen“ , ansehen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um diese offensichtlich unzureichende Gesetz- 
gebung zu ergänzen, und den Personen, die 
stellvertretend für alle Deutschen Reparations- 
leistungen durch Zwangsarbeit erbracht haben 
und dadurch Unbill und Gesundheitsschäden 
erlitten, eine angemessene Entschädigung zu 
gewähren? 
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15. Abgeordnete 

Frau Renger 


16. Abgeordneter 

Dewald 


17. Abgeordneter 

Dr. Fritz 
(Ludwigshafen) 


18. Abgeordneter 

Dr. Bücher 


19. Abgeordneter 

Frede 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 
Universitätsstädten, besonders aber in Bonn, 
Tausende von Studenten zu Beginn des Win- 
tersemesters ohne Unterkunft sind? 

Weiche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
vorgesehen, um den Studenten Wohnraum zu 
beschallen, und was gedenkt sie zu tun, um 
die überhöhten Mietforderungen auf dem 
Wolinungsmarkt zu unterbinden? 

Sind der Bundesregierung die großen Schwie- 
rigkeiten der Studenten aus den Entwicklungs- 
ländern bekannt, in deutschen Universitäts- 
städten Wohnung zu finden? 

Ist die Bundesregierung bereit, diesen unhalt- 
baren Zuständen dadurch abzuhelten, daß sie 
besondere Mittel aus dem vom Bundestag zur 
Verfügung gestellten Fonds für Entwicklungs- 
länder für den Bau von Hostels (Wohnheimen) 
für farbige Studenten am Sitze der Hoch- 
schulen nach dem Beispiel anderer Länder be- 
reitstem? 

Was gedenkt die Bundesregierung in Zusam- 
menarbeit mit den zuständigen Behörden zu 
lun, um die da und dort so sichtlich in Erschei- 
nung getretene Abneigung privater Woh- 
nung sgeber gegen farbige Studierende durch 
entsprechende Aufklärungsarbeit zu bekämp- 
fen und einer Diskriminierung des deutschen 
Ansehens m den Entwicklungsländern vorzu- 
beugen? 

Ist die Deutsche Bundesbahn in der Lage, im 
Jahre 1959 mit den Elektrifizierungsarbeiten 
an der Strecke Ludwigshafen — Homburg (Saar) 
zu beginnen? 

Wie weit ist der Stand der Planung und Finan- 
zierung gediehen, und wann werden die Elek- 
trifizierungsarbeiten beendet sein? 


Ist es richtig, daß General Heusinger — so die 
Stuttgarter Zeitung vom 30. September 1958, 
Seite 4 — anläßlich der Manöver der Bundes- 
wehr geäußert hat, in einem zukünftigen Krieg 
werde die Bundeswehr in weiten Räumen 
kämpien müssen, wie bereits die Wehrmacht 
im letzten Krieg im großen Rußland? 

Ist dem Herrn Bundesvorkehrsininistcr be- 
kannt, daß die Ungewißheit über den Fort- 
bestand des Bundesbahnausbesserungswerks 
Göttingon erneut zu einer erheblichen Be- 
unruhigung der Belegschaft dieses Werkes ge- 
führt und die Vertretungskörperschaften von 
Stadt und Landkreis Göttingen veranlaßt hat, 
sich mit der dadurch entstandenen Lage zu be- 
schäftigen und nachdrücklich gegen eine wei- 
tere Verminderung der Kapazität oder allmäh- 
lichen Stillegung auszusprechon? 
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Durch welche Maßnahmen gedenkt die Ver- 
waltung der Deutschen Bundesbahn zu verhin- 
dern, daß infolge Personalschwunds, weiterer 
Verlagerung von Aufgaben auf andere Be- 
triebe und der damit verbundenen Schließung 
von Teil Werkstätten der Schrumpfungsprozeß 
fortschreitet? Beabsichtigt sie weitere Betriebs- 
einschränkungen? 

Teilt der Herr Bundesverkehrsminister die 
vom Herrn Bundespostminister am 18. Oktober 
1958 in Braunschweig geäußerte Ansicht, daß 
aus wirtschaftlichen und politischen Gründen 
die Zonenrandgebiete bei allen Maßnahmen, 
welche ihre Struktur beeinflussen, besonders 
pfleglich zu behandeln sind, und ist er gege- 
benenfalls bereit, auch für das Bundesbahn- 
ausbesserungswerk in der industriearmen 
Zonenrandstadt Göttingen entsprechende Fol- 
gerungen zu ziehen? 

20. Abgeordneter Wie wird die Rente eines langjährig Erwerbs- 

Cramer losen berechnet, wenn er während der Er- 

werbslosigkeit eine versicherungspflichtige 
Teilbeschäftigung ausgeübt hat? 

Hält die Bundesregierung es für gerecht, daß 
in solchen Fällen die sich aus der Teilbeschäf- 
tigung ergebenden niedrigen Beiträge der Ren- 
tenberechnung zugrunde gelegt werden, wäh- 
rend die Arbeitslosigkeit selbst nicht als Aus- 
fallzeit angerechnet wird? 

21. Abgeordneter Welche Erfahrung hat die Bundeswehr bei den 
Dr. Zimmermann Manövern mit dem Stahlhelm gemacht? 

Hält es der Herr Bundesverteidigungsminister 
für notwendig, ihn zu verbessern? 


Bonn, den 24. Oktober 1958 
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